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Gel etzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 84 Ausgegeben Danzig, den 13. Auguſt 1935 

Tag Inhalt: Seite 
9. 8. 1935 Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung 869 
202 Rechts verordnung 


zur Vereinfachung der Verwaltung. 
Vom 9. Auguſt 1935. 


Auf Grund des $ 1, Ziffer 10, 22 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 
Neuregelung der Gerichtsbarkeit in Verwaltungsangelegenheiten 
S L 

An die Stelle des Verwaltungsgerichts tritt im Verwaltungsſtreitverfahren jowie im Beſchluß⸗ 
verfahren das Landgericht in Danzig, das den Aufgabenkreis dieſer Behörde übernimmt, und bei dem 
eine Kammer für Verwaltungsangelegenheiten gebildet wird. Sie entſcheidet im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren ſowie im Beſchlußverfahren in der Beſetzung von 3, darunter 2 ehrenamtlichen Mitgliedern. 
Den Vorſitz führt ein Mitglied des Vande oder des Obergerichts. 

Die ehrenamtlichen Mitglieder und ihre Vertreter in der erforderlichen Zahl werden nach An⸗ 
hörung des Magiſtrats in den Städten, der Kreisausſchüſſe in den Landkreiſen durch den Senat auf 
je 4 Jahre ernannt. 

Das Amt iſt ein Ehrenamt, jedoch kann eine angemeſſene Entſchädigung für Aufwand und ent⸗ 
gangenen Arbeitsverdienſt zugeſtanden werden. 

Zu ernennen ſind nur Danziger Staatsangehörige, die über 25 Jahre alt ſind, mindeſtens ſeit 
einem Jahr im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnen und direkte Steuern zahlen. Im übrigen gelten 
für die Ernennung und für die Ablehnung des Amts ſinngemäß die Vorſchriften, die nach dem Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz für Schöffen gelten mit Ausnahme des $ 34 Ziffer 3 G. V. G. 

Die 88 52 und 54 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten entſprechend mit der Maßgabe, daß ein 
ehrenamtliches Mitglied, hinſichtlich deſſen nach ſeiner Ernennung andere Umſtände eintreten oder be⸗ 
kannt werden, bei deren Vorhandenſein eine Berufung zum Amte eines Mitgliedes des Verwaltungs⸗ 
gerichts nicht erfolgen ſoll, ebenfalls aus ſeinem Amte ausſcheidet. Die Entſcheidung darüber, ob ein 
Mitglied ausſcheidet, trifft der Vorſitzende nach Anhörung des beteiligten Mitgliedes; die Entſcheidung 
iſt endgültig. 

Die näheren Beſtimmungen über die Ernennung der Mitglieder und über die Anzahl und Einbe⸗ 
rufung der Vertreter erläßt der Senat. 

Auf die ehrenamtlichen Mitglieder finden die $$ 7 und 8 der Rechtsverordnung zur Verein⸗ 
fachung der Verwaltung (Verwaltungsgerichtsbarkeit) vom 7. Januar 1927 (G. Bl. S. 42) Anwendung, 
letzterer mit der Maßgabe, daß über den Antrag auf Enthebung eines ehrenamtlichen Mitgliedes das 
Obergericht (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) im Beſchlußverfahren entſcheidet. 

8 2 : 

Das Verfahren vor der Kammer für Verwaltungsangelegenheiten im Verwaltungsſtreitverfahren 
und im Beſchlußverfahren richtet ſich nach den für dieſe Verfahren beſtehenden Vorſchriften. Der Vor⸗ 
ſitzende der Kammer hat die Befugniſſe, die nach den geltenden Vorſchriften dem Vorſitzenden des bis⸗ 
herigen Verwaltungsgerichts übertragen ſind. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 8. 1935.) 
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Bis zur Neuernennung der ehrenamtlichen Mitglieder auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen 
bleiben die ehrenamtlichen Mitglieder des Verwaltungsgerichts als ehrenamtliche Mitglieder der 
Kammer für Verwaltungsangelegenheiten im Amt. 


S 4 
An die Stelle des Oberverwaltungsgerichts tritt das Obergericht der Freien Stadt Danzig, das 
den Aufgabenkreis des Oberverwaltungsgerichts übernimmt, und bei dem für dieſe Zwecke ein beſon⸗ 
derer Senat (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) gebildet wird. 


8 5 
Das Obergericht (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) iſt die oberſte Spruch- und Beſchluß⸗ 
behörde in Verwaltungsſachen. Es iſt insbeſondere zuſtändig: 

a) für alle Sachen, für welche bis zur Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 
7. Januar 1927 (G. Bl. S. 42) nach den für die Freie Stadt Danzig geltenden deutſchen Ge⸗ 
ſetzen das Preußiſche Oberverwaltungsgericht, der Provinzialrat, das Bundesamt für Hei⸗ 
matweſen ſowie das Landeswaſſeramt zuſtändig geweſen ſind; 

b) für Rechtsmittel und Beſchwerden 

1. gegen Entſcheidungen des Landgerichts (Kammer für Verwaltungsangelegenheiten), ſo⸗ 
weit dieſe Entſcheidungen nicht endgültig ſind. S 

2. gegen Entſcheidungen der Kreisausſchüſſe in Angelegenheiten der allgemeinen Landesver⸗ 
waltung, ſoweit nicht das Landgericht (Kammer für Verwaltungsangelegenheiten) 
zuſtändig it; 

c) für alle Sachen, für welche nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der 
Verwaltung vom 7. Januar 1927 (G. Bl. S. 42) das Danziger Oberverwaltungsgericht zu⸗ 
ſtändig geworden iſt. 

8 6 


Das Verfahren vor dem Obergericht (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) richtet ſich nach den 
bisherigen für das Oberverwaltungsgericht maßgebenden Vorſchriften. 

Das Obergericht (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) entſcheidet in der Beſetzung von 3 Mit⸗ 
gliedern einſchließlich des Vorſitzenden. Der Vorſitzende kann die Hinzuziehung von 2 weiteren neben⸗ 
amtlichen Mitgliedern anordnen, ſofern dies mit Rücksicht auf die beſondere tatſächliche oder rechtliche 
Bedeutung der Sache geboten iſt. Die nebenamtlichen Mitglieder werden vom Senat auf 4 Jahre er⸗ 
nannt. Sie müſſen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt haben. 

Im Falle der Behinderung des Vorſitzenden geht der Vorſitz auf das dienſtälteſte hauptamtliche 
Mitglied über. 

Bis zur Ernennung der nebenamtlichen Mitglieder des Obergerichts (Senat für Verwaltungsan⸗ 
gelegenheiten) bleiben die bisherigen nebenamtlichen Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts als neben⸗ 
amtliche Mitglieder des Obergerichts (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) im Amt. 


8 7 
Der Senat der Freien Stadt Danzig kann dem Obergericht (Senat für Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten) Fragen der Auslegung der Verwaltungsgeſetze zur Begutachtung vorlegen. 


8 8 
Die Befugniſſe des Vorſitzenden des Senats für Verwaltungsſachen richten ſich nach dem Geſetz 
betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren vom 3. Juli 
1875 (G. S. S. 375) und 2. Auguſt 1880 (G. S. S. 315). 


Sg 
Der Senat erläßt die zu dieſer Rechtsverordnung erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 


$ 10 

Soweit das Verwaltungsgericht und das Oberverwaltungsgericht in Steuerſachen zuſtändig waren, 
treten an die Stelle der Beſtimmungen der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung (Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit) vom 7. Januar 1927 (G. Bl. S. 42) diejenigen des Steuergrundgeſetzes. 
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8 1 
Das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- uſw. Behörden vom 1. Auguſt 1883 (G. S. 
S. 237) wird wie folgt geändert: 
1. 8 16 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Im übrigen beſchließt der Senat über die in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen der Aufſichts⸗ 
behörde vorbehaltene Beſtätigung (Genehmigung) von Ortsſtatuten und ſonſtigen die ſtädtiſchen 
Gemeindeangelegenheiten betreffenden Gemeindebeſchlüſſe. Bei Steuerordnungen und ſonſtigen die 
Gemeindefinanzen betreffenden Angelegenheiten ſoll zuvor der Finanzrat gutachtlich gehört werden.“ 

2. In $ 17 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „der Bezirksausſchuß“ die Worte „der Senat.“ 
3. In $ 17 Abſ. 2 treten an Stelle der Worte „Der Bezirksausſchuß beſchließt ferner an Stelle 
der Aufſichtsbehörde“ die Worte „der Senat beſchließt“. 


8 2 
Die Städteordnung für die 6 öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 (G. S. S. 261) wird wie 
folgt geändert: 
1. 8 33 erhält folgende Faſſung: s 

(1) Die gewählten Bürgermeiſter, Beigeordneten, Schöffen und beſoldeten Magiſtratsmit⸗ 
glieder bedürfen der Beſtätigung durch den Senat. 

(2) Wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreiten die Stadtverordneten zu einer neuen Wahl. 
Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo iſt der Senat berechtigt, die Stelle einſtweilen auf Koſten 
der Stadt kommiſſariſch verwalten zu laſſen. 

(3) Dasſelbe findet ſtatt, wenn die Stadtverordneten die Wahl verweigern oder den nach 
der erſten Wahl Nichtbeſtätigten wieder erwählen ſollten. 

(4) Die kommiſſariſche Verwaltung dauert ſolange, bis die Wahl der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung, deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zuſteht, die Beſtätigung des Senats er- 
langt hat.“ 

2. In $ 36 üt ſtatt der Worte „beſchließt der Bezirksausſchuß“ zu ſetzen: „iſt die Entſcheidung des 
Senats einzuholen.“ 

3. 8 50 Abſ. 1, erſter Satzteil erhält folgende Faſſung: „Die Genehmigung des Senats iſt 
erforderlich.“ 

4. In 8 50 iſt folgender neuer Abſ. 2 einzufügen: 

„Vor der Genehmigung von Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtand 
belaſtet oder der bereits vorhandene vergrößert wird, ſoll der Finanzrat gehört werden.“ 


$ 3 

Die Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen uſw. vom 13. Dezember 1872 in der 

Faſſung des Geſetzes vom 19. März 1881 (G. S. S. 155) wird wie folgt geändert: 
K. § 176, Abſ. 1, letzter Abſatzteil ijt für die Worte „bedürfen“ bis „Bezirksausſchuſſes“ 

zu ſetzen: 

„bedürfen der Genehmigung des Senats. Bei Anleihen, durch welche der Kreis mit einem 

Schuldenbeſtand belaſtet oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, 

ſowie bei der Übernahme von Bürgſchaften auf den Kreis ſoll der Finanzrat gehört werden.“ 


8 4 
Die Landgemeindeordnung für die 7 öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 1891 (G. S. S. 233) wird 
wie folgt geändert: 
Š 84 erhält folgende Faſſung: i 

„Die gewählten Gemeindevorſteher und Schöffen bedürfen der Beſtätigung durch den 
Landrat. 

Vor der Beſtätigung iſt der Amtsvorſteher mit ſeinem Gutachten zu hören. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. Erhält auch dieſe die Be⸗ 
ſtätigung nicht, ſo ernennt der Landrat einen Stellvertreter auf ſolange, bis eine neue Wahl die 
Beſtätigung erlangt. ¿ 

Dasjelbe findet ſtatt, wenn keine Wahl zuftandefommt. | te 
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Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auch auf andere gewählte Gemeindebeamte 
Anwendung, deren Wahl der Beſtätigung bedarf.“ 


$ 5 
S 7 des Kommunalbeamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 (Pr. G. S. S. 141) erhält folgende 


Faſſung: 


„Bezüglich der Geltendmachung ſtreitiger vermögensrechtlicher Anſprüche der Kommunalbeamten 
einſchließlich der im 8 2 Abſ. 1 erwähnten Beamten aus ihrem Dienſtverhältniſſe, insbeſondere 
über Anſprüche auf Beſoldung, Reiſekoſtenentſchädigung, Penſion, ſowie über ſtreitige Anſprüche 
der Hinterbliebenen der Beamten auf Gnadenbezüge oder Witwen⸗ und Waiſengeld, finden die 
Vorſchriften der SS 149 ff. des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873/18. Mai 1907 
(R. G. Bl. 1907 S. 245), geändert durch das Danziger Geſetz vom 6. Juli 1928 (G. Bl. S. 763) 
und der Verordnungen vom 11. Januar 1929 (G. Bl. S. 25), vom 22. Mai 1931 (G. Bl. S. 91), 
vom 16. Dezember 1933 (G. Bl. S. 620) und vom 20. Januar 1934 (G. Bl. S. 16) entſprechende 
Anwendung.“ 

Artikel III 


Polizeiliche Angelegenheiten 
8 1 
Das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195 ff.) wird 


wie folgt geändert: 


L. 


$ 127 erhält folgende Faſſung: 

„Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreispolizeibehörden ſowie gegen Ver⸗ 
fügungen des Polizei-Präſidenten in Danzig in ihm übertragenen landespolizeilichen Angelegen⸗ 
heiten findet, ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich anders beſtimmt, die Beſchwerde ſtatt, und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörde auf dem Lande oder einer zu einem Landkreiſe 
gehörigen Stadt an den Landrat und gegen deſſen Beſcheid an den Senat, 
b) gegen die Verfügungen des Polizei-Präſidenten in Danzig oder der Landräte an den Senat. 

Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe.“ 
§ 128 erhält folgende Faſſung: 

„Anſtelle der Beſchwerde in allen Fällen des $ 127 findet die Klage ſtatt, und zwar: 

gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem Land⸗ 
kreiſe gehörigen Stadt bei dem Kreisausſchuß, 

gegen die Verfügungen des Polizei-Präſidenten in Danzig oder der Landräte bei dem Land⸗ 
gericht (Verwaltungskammern). 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß der angefochtene Beſcheid den Kläger in 
ſeinen Rechten beeinträchtigt, weil die Verfügung das geltende Recht verletze. Eine unrichtige An⸗ 
wendung der geltenden Geſetze liegt auch dann vor, wenn die Tatſachen nicht gegeben ſind, die die 
Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden.“ 


. Im $ 129 Abſ. 3 werden die Worte „jowie gegen den auf Beſchwerde ergangenen Beſcheid“ 


geſtrichen. : 


. $ 130 wird geſtrichen. 


8 2 
Titel XVI (Gewerbe-Polizei) des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Ver⸗ 


waltungs⸗Gerichts-Behörden vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237) erhält folgende Faſſung: 
1. $ 109: „über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung konzeſſionspflichtiger 


gewerblicher Anlagen ($$ 16 bis 25 der Reichs-Gewerbe-Ordnung) entſcheidet die zuſtändige Kreis⸗ 
polizeibehörde (Polizei⸗Präſident, Landrat).“ 


. $ 110 wird geſtrichen. 
. $ 111: „Der Polizei⸗Präſident — in den Landkreiſen auf Antrag der Polizeibehörde der Lande 


rat — entſcheidet darüber, ob die Ausübung eines Gewerbes in Anlagen, deren Betrieb mit unge⸗ 
wöhnlichem Geräuſch verbunden iſt, an der gewählten Betriebsſtätte zu unterſagen oder nur unter 
Bedingungen zu geſtatten iſt ($ 27 der Reichs-Gewerbe-Ordnung).“ 


. Š 112: „Die Befugnis gem. $ 51 der Reichs-Gewerbe-Ordnung, die fernere Benutzung einer 


gewerblichen Anlage wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das Gemeinwohl zu unter⸗ 
ſagen, ſteht dem Polizei-Präſidenten, in den Landkreiſen dem Landrat zu.“ 


. $ 113: „In den Fällen der SS 109, 111 und 112 ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde an den 
Senat zu. Der Senat entſcheidet endgültig.“ 
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6. § 114: Ubi. 1: 

„a) Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe 

1. der Gaſtwirtſchaften oder Schankwirtſchaften, des Kleinhandels mit Branntwein oder 
Spiritus ($ 33 Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), 

2. des Gewerbes der Pfandleiher oder Pfandvermittler und des Handels mit Giften (8 34 
der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), des Bewachungsgewerbes ($ 34 b Reichs-Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung) und weiterhin zu gewerbsmäßigen Verſteigerungen von Südfrüchten ($ 36a der 
Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), 

3. des Gewerbes eines Stellenvermittlers ($ 1 des Geſetzes vom 2. Juli 1910), — G. Bl. 
S. 860 —, 

4. des Handels mit altem Metallgerät, Metallbruch u. dergl. oder des Geſchäfts des Geld⸗ 
wechſels ($ 34 a Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), 

b) für diejenigen, die gewerbsmäßig in ihren Wirtſchafts⸗ oder ſonſtigen Räumen Singſpiele, 
Gejangs- und deklamatoriſche Vorſtellungen, Schauſtellen von Perſonen oder theatraliſche 
Vorſtellungen, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet, 
öffentlich veranſtalten oder zu deren öffentlicher Veranſtaltung ihre Räume benutzen laſſen 
wollen ($ 33a Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), 

entſcheidet in Gemeindebezirken mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizei⸗ Präſident in Danzig, 
in anderen Gemeinden der Landrat.“ 

Abſ. 2: „Vor der Entſcheidung der Anträge zu a) und b) ift in den Landkreiſen und in der 
Stadtgemeinde Zoppot die Gemeindebehörde, über Anträge zu a) 4 auch die Handelskammer zu 
hören.“ ; 

Ab). 3: „Wird die Erlaubnis verjagt, [o ſteht dem Antragſteller das Recht der Beſchwerde 
an den Senat zu.“ 

7. Š 115: „Über die Anträge auf Erteilung und Entziehung der Konzeſſion zu Privatkranken⸗, 
Privatentbindungs⸗ und Privatirren-Anftalten ($ 30 der Reichs-Gewerbe-Ordnung), ſowie die 
Rücknahme des Prüfungszeugniſſes einer Hebamme und des Prüfungszeugniſſes für das Huf⸗ 
beſchlaggewerbe ($$ 30, 30 a der Reichs-Gewerbe-Ordnung) entſcheidet der Senat.“ 

8. S 116: „Gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörde, durch welche die Erlaubnis zum gewerbs- 
mäßigen öffentlichen Verbreiten von Druckſchriften ($ 43 Reihs-Gewerbe-Ordnung) verſagt oder 
die nichtgewerbsmäßige öffentliche Verbreitung von Druckſchriften (§ 5 des Reichsgeſetzes über die 
Preſſe vom 7. Mai 1874 — R. G. Bl. S. 65 —) verboten worden iſt, ſteht dem Antragſteller bezw. 
dem Betroffenen das Recht der Beſchwerde zu, und zwar gegen die Entſcheidung der Ortspolizei⸗ 
behörde auf dem Lande und in kreisangehörigen Städten an den Landrat und gegen deſſen Beſcheid 
an den Senat, gegen die Entſcheidung des Polizei-Präſidenten in Danzig an den Senat.“ 

9. $ 117 Abſ. 1: „Über Anträge auf Erteilung von Wandergewerbeſcheinen und über die Rüd- 
nahme von Wandergewerbeſcheinen entſcheidet der Polizei-Präſident in Danzig.“ 

Abi. 2: „Gegen die Verſagung oder Rücknahme des Wandergewerbeſcheins ſteht dem Be— 
teiligten das Recht der Beſchwerde an den Senat zu.“ 

10. $ 117 a Ubi. 1: „Für die Entſcheidung über 
a) die Erteilung und Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe des in $ 42 b, Abſ. 1 der 

Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Gewerbes, 

b) die Unterſagung des im $ 42 b, Abſ. 1 Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Gewerbebetriebes 
mit den im 8 59, Ziffern 1 und 2 Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung aufgeführten Waren und Erzeug⸗ 
niſſen, * eine ſolche Unterſagung nach $ 42 b, Abſ. 3 Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung zuge⸗ 
laſſen iſt 

c) die Unterſagung des ohne Wandergewerbeſchein zuläſſigen Gewerbebetriebes im Umherziehen 
(8 59a Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), 

d) die Verſagung einer Gewerbe-Legitimationstarte (§ 44a, Abſ. 6 Reihs-Gewerbe-Ordnung), 

e) die Zurücknahme einer Gewerbe-Legitimationskarte oder einer Legitimationskarte zum Auf- 
ſuchen von Warenbeſtellungen oder zum Aufkauf von Waren ($ 44 a, Abſ. 1 Reichs⸗Gewerbe⸗ 
Ordnung), 

f) die Genehmigung des Druckſchriftenverzeichniſſes im Wandergewerbebetrieb ($ 56, Abſ. 4 
Reihs-Gewerbe-Ordnung), 

g) die Unterſagung der im $ 37 der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Gewerbebetriebe, 

it in den Gemeinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizei⸗Präſident, in den übrigen Ge⸗ 
meinden der Landrat zuſtändig.“ 


13. 


14. 


15. 


16. 
N. 


18. 


19. 


20. 


21. 
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Abſ. 2: „Gegen die Verſagung oder Zurücknahme der Erlaubnis zu a), der Verſagung oder 
Zurücknahme der Gewerbe-Legitimationskarte oder der Legitimationskarte zum Aufſuchen von 
Warenbeſtellungen oder zum Aufkauf von Waren zu d) und e), gegen die Unterſagung des Ge⸗ 
werbebetriebes in den Fällen zu b), o), g) und gegen die Entſcheidung durch die die Genehmigung 
des Druckſchriftenverzeichniſſes zu f) verſagt wird, iſt das Recht der Beſchwerde an den Senat ge- 
geben.“ 


8 118 wird geſtrichen. 
8 119 Abſ. 1: Über die Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe der im $ 114 des Zuſt.⸗Ge⸗ 


ſetzes bezeichneten Gewerbebetriebe ſowie über die Unterſagung der in § 35 Reichs⸗Gewerbe-Ord⸗ 
nung bezeichneten Gewerbebetriebe entſcheidet in den Gemeinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung 
der Polizei⸗Präſident, in den anderen Gemeinden der Landrat.“ 

Abf. 2: „Die Zurücknahme der Erlaubnis oder die Unterſagung darf erſt erfolgen, nachdem 

a) die Gründe der beabſichtigten Zurücknahme oder Unterſagung dem Gewerbetreibenden er⸗ 
öffnet worden ſind und ihm eine Friſt von mindeſtens 3 Tagen zur Erklärung gegeben 
worden iſt, ; 

b) der Gewerbetreibende mit Friſt von mindeſtens einer Woche aufgefordert worden iſt, den 

Gewerbebetrieb einzuſtellen.“ 

Abſ. 3: „Gegen die auf Zurücknahme der Erlaubnis oder Unterſagung des Gewerbebetriebes 

lautende Entſcheidung, ſowie gegen eine Entſcheidung, die die Unterſagung der Ausführung oder 
Leitung eines Baues gegenüber dem Einſpruch aufrechterhält (SS 53 a, 54 der Reichs⸗Gewerbe⸗ 
Ordnung), ſteht dem Gewerbetreibenden das Recht der Beſchwerde an den Senat zu.“ 
8 120: „über die Zurücknahme der in den $$ 114 und 119 nicht bezeichneten, im $ 53 der 
Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung aufgeführten Genehmigungen und Beſtallungen entſcheidet in den Ge⸗ 
meinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizeipräſident, in den übrigen Gemeinden der 
Landrat. Gegen die Entſcheidung ſteht dem Betroffenen das Recht der Beſchwerde an den 
Senat zu.“ 
S 121: „Sofern durch Geſetz beſtimmt wird, daß außer den in den SS 114 bis 120 aufgeführten 
Gewerbetreibenden noch andere einer Erlaubnis (Approbation, Genehmigung, Beſtallung) zum 
Gewerbebetriebe bedürfen oder noch anderen Gewerbetreibenden der Gewerbebetrieb unterſagt oder 
die ihnen erteilte Konzeſſion zurückgenommen werden kann, ſo wird die zur Erteilung der Erlaubnis, 
Unterſagung des Gewerbebetriebes oder Zurücknahme der Erlaubnis zuſtändige Behörde durch 
Verordnung des Senats beſtimmt.“ 
8 122: „Der Senat beſchließt über die Genehmigung von Ortsſtatuten betreffend gewerbliche An⸗ 
gelegenheiten ($ 142 Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung).“ 
Die $$ 124, 125 und 126 werden geſtrichen. 
8 127: „Der Polizeipräſident, in den Landkreiſen der Landrat, beſtimmt die Zahl, Zeit und 
Dauer der Kram: und Viehmärkte. Gegen die Entſcheidung findet die Beſchwerde an den Senat 
í tb“ “ 
§ 128 Ubi. 1: „Der Polizeipräſident, in den Landkreiſen der Landrat, beſtimmt die Zahl, Zeit 
und Dauer der Wochenmärkte. Er entſcheidet ferner über die weitere Geſtattung des herkömmlichen 
Wochenmarktverkehrs mit gewiſſen Handwerkerwaren von Seiten der einheimiſchen Verkäufer (S 64 
der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung), ſowie darüber, welche Gegenſtände außer den im $ 66 Reichs⸗ 
Gewerbe⸗Ordnung aufgeführten, nach Ortsgewohnheit und Bedürfnis in ihren Bezirken überhaupt 
oder an gewiſſen Orten zu den Wochenmarktartikeln gehören. Gegen die Entſcheidungen findet die 
Beſchwerde an den Senat ſtatt.“ 

Abſ. 2: „Die Feſtſetzungen der Zahl, Zeit und Dauer der Wochenmärkte erfolgen nach An⸗ 
hörung der Gemeindebehörden des Marktortes.“ | IT 
§ 129: „Sofern bei Aufhebung von Märkten der in den SS 127 und 128 bezeichneten Art Ent- 
ſchädigungsanſprüche von Marktberechtigten in Frage kommen, bedarf die betreffende Entſcheidung 
der Zuſtimmung des Senats.“ 
§ 130: „Der Senat beſchließt über die Einführung neuer, ſowie über die Erhöhung oder Er⸗ 
mäßigung und anderweitige Regelung beſtehender Marktſtandsgelder.“ 

8 131 Abſ. 1: „Der Senat beſchließt über die Genehmigung der — auf Grund der SS 1 bis 4 
des Geſetzes vom 18. März 1868 (G. S. S. 277) betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließ⸗ 


lich zu benutzender Schlachthäuſer — gefaßten Gemeindebeſchlüſſe, ſowie über die Beſtätigung von 


m en 


v siant Schlachthauſes.“ 
Abſ. 2: „ber die Entſchädigungsanſprüche der Bead und ana von Brie 7 
vatſchlachtanſtalten, wegen des ihnen — durch die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender 
Schlachthäuſer — zugefügten Schadens, wird im ordentlichen Rechtswege entſchieden.“ Y < 
22. $ 132: „Über die Einrichtung, Aufhebung oder Veränderung der Kehrbezirke für Schornſteinfeger 
(8 39 der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung) entſcheidet der Senat.“ 
23. § 133: „Wegen der Ablöſung von Gewerbeberechtigungen und Entſchädigung für aufgehobene 
' Gewerbeberechtigungen findet das Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt.“ 
in 24. § 133a Abſ. 1: „Soweit in den Fällen der $$ 109 bis 133 eine Beſchwerde zuläſſig it, it die 
' Beſchwerde innerhalb 2 Wochen nach der Zuſtellung der Entſcheidung, in den Fällen der 88 127 Y 
und 128 nach Veröffentlichung der Entſcheidung bei der Behörde anzubringen, deren Entſchei⸗ 
dung angefochten oder deren Entſcheidung nachgeſucht wird.“ 
Abſ. 2: „Die Entſcheidungen des Senats find endgültig.“ 


8 3 
Artikel II der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 7. Januar 1927 (G. Bl. 
S. 42 ff.) wird aufgehoben. E ” 
8 4 “NER 
In 8 7 der Rechtsverordnung betreffend die Einführung von Handwerkerkarten vom 25. Februar on 
1932 (G. Bl. S. 118) erhalten die Abſätze 5 und 6 folgende Faſſung: ien C 
Abi. 5: „Gegen die Verſagung oder Entziehung der Handwerkerkarte if die Beſchwerde an den 
Senat zuläſſig. Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig.“ 
Abſ. 6: „Die Beſchwerde it innerhalb 2 Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung bei der Br 
hörde, deren Entſcheidung angefochten wird, oder beim Senat einzureichen.“ y 


Artikel IV 


Dieſe Verordnung tritt am 15. Auguſt 1935 in Kraft. R 
Danzig, den 9. Auguſt 1935. K 
Der Senat der Freien Stadt Danzig Me 


Greifer Dr. Wiercinski-Keiſer RE 
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